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Die Realität in Tibet
sieht anders aus

Es erstaunt, wie unkritisch eine so
seriöse und gründlich recherchierende
Zeitung wie die NZZ im Artikel «Chi-
nas Gelder machen in Tibet einen
Unterschied» (8. 6. 21) die chinesische
Sichtweise über Tibet übernimmt. Der
Artikel wiederholt das seit vielen Jahren
von China erwünschte Narrativ, es habe
endlich dieArmut in entlegenen Regio-
nen beseitigt.Das mag in einzelnenVor-
zeigeregionen, in dieman gern Journalis-
ten unter strenger Reglementierung ein-
lädt, der Fall sein. Kein Wort erscheint
aber im Artikel über das seit mehre-
ren Jahren laufende «Umerziehungs-
programm», das laut regierungsoffiziel-
len Dokumenten «überflüssige Land-
arbeiter» zwangsweise in Arbeitslager
pfercht. Die Namen der im Artikel por-
trätierten Tibeter und Tibeterinnen er-
scheinen in chinesischer Umschrift.Hier
unterschlägt derArtikel nicht die schlei-
chende «Sinisierung» Tibets durch Um-
schrift von Familien- und Ortsnamen,
das Verschwinden der tibetischen Spra-
che und die Bevorzugung von chine-
sisch sprechenden Stellenbewerbern.
Die im Artikel beschriebene Erziehung
in Internaten in chinesischer Sprache
schafft Kindern vielleicht mehr Chan-
cen auf dem Arbeitsmarkt, entfrem-
det sie aber von ihrer tibetischen Her-
kunft und Tradition.Mehrere Tibeterin-
nen und Tibeter, die sich für den Erhalt
der tibetischen Sprache und Kultur ein-
setzten, erleiden in Haft als politische
Gefangene Entbehrung und Misshand-
lung. Die von Präsident Xi Jinping nach
Tibet entsandten Kader sind mitnichten
selbstlos handelnde Helfer. Sie sind inte-
grale Bestandteile eines 2010 entworfe-
nen «Rastermanagement-Systems», das
für feinmaschige soziale Kontrolle sor-
gen soll. In den Haushalten sind Fotos
des Dalai Lama verboten, stattdessen
müssen Porträts chinesischer Führer
aufgehängt werden. Auf den Häusern
müssen Gebetsfahnen abgerissen und
durch die chinesische Nationalflagge er-
setzt werden. Das ist die Realität in der
imArtikel zitierten «modernen sozialis-
tischen Gesellschaft».

Uwe Meya, Vorstand Medien und
Information Gesellschaft Schweizerisch-
Tibetische Freundschaft (GSTF), Zürich

Altlasten
auf dem Zürichberg?

Die geplanten 16 Schrebergärten am
Zürichberg werden wohl kaum für die
Bewohner des Zürichbergs gebaut. In
Zürich – auch am Zürichberg – wird
vehement dafür geworben, den Auto-
verkehr mit allen Mitteln zu verringern.
Wie werden wohl die Pächter dieser 16
Gärten anreisen und ihr Material her-
beischaffen? Im inzwischen veröffent-
lichten Nutzungsplan von Grün Stadt
Zürich sind keine Parkplätze eingezeich-
net.Aber ohne diese wird es nicht gehen.
Interessant wäre es, die Untersuchungs-
ergebnisse betreffend Altlasten zu ver-
öffentlichen. Es ist nicht nachvollzieh-

bar, dass ein Boden, der wohl stets eine
Wiese war, so stark kontaminiert sein
kann. Oft fahre ich an dieser Stelle vor-
bei und versuchte nach Beginn der Erd-
arbeiten herauszufinden,warum hier ge-
arbeitet wird und ein Zaun aufgestellt
wurde. Doch im März/April konnte ich
auf der Baustelle – entlang der beiden
Strassen – keine Bautafel finden.Müssen
wir wirklich die versteckten Aktionen
von HerrnWolff bis 2022 hinnehmen?

Gerhard Meier, Gockhausen

Kirche und Politik

Die politischen Kampagnen der Kirchen
sind starke Symptome der Unsicherheit
(NZZ 17. 5. 21). Die Ursachen liegen im
«schwindenden Verlust an Macht, man-
gels Masse Mensch» in unseren Brei-
tengraden. Kirchen ohne Macht werden
zunehmend unattraktiv als Partner für
den laizistischen Staat, der sich selbst die
Barmherzigkeit zur Maxime gemacht
hat. NGO treten neu mit ihren Kam-
pagnen zur Rettung von Mensch und
Umwelt, hier und heute, auf den Plan,
werden zu einem neuen realen Macht-
faktor. Was bleibt da für die Kirchen?
Die Sache mit dem Seelenheil im Jen-
seits hat wohl doch etwas an Zugkraft
eingebüsst. Da bleibt wohl nur die Su-
che nach neuen starken Partnern und
Engagements auf Erden.

Georg Eisel, Zürich

Offenbar hat Herr Nef nicht verstan-
den, bzw. nicht verstehen wollen, dass
sich gewisse Kreise in der Landeskirche
nicht für eine «Entmachtung der Mäch-
tigen», sondern für ein Empowerment,
also eine Ermächtigung der Ärmsten
und Schwächsten einsetzen.Zudem geht
es diesen Kreisen wohl weniger um die
«Entreicherung der Reichen», sondern
vielmehr um dasAbdecken von Grund-
bedürfnissen des menschlichen Lebens
(wie z. B. die Gesundheit), nicht nur
in der reichen Schweiz, sondern auch
in ärmeren Ländern, in denen von der
Schweiz aus Geschäfte getätigt wer-
den. Wenn der Einsatz für die Armen,
Schwachen und Kranken sich nicht
mehr aus der Botschaft des Evangeliums
herleiten darf, dann habe ich wohl etwas
ganzWesentliches des christlichenGlau-
bens nicht richtig verstanden.

Cornelia Mäder Mahlstein,
Präsidentin Begleitkommission

Weltweite Kirche ERK BS

Hinkender Vergleich

Der Vergleich zum Eigenmietwert
(NZZ 29. 5. 21) hinkt. Bekommt näm-
lich ein Arbeitnehmer eine Wohnung
von seiner Firma zur Verfügung ge-
stellt, so ist das tatsächlich ein Bestand-
teil des Lohns und muss folglich als Ein-
kommen besteuert werden.Mein Eigen-
heim allerdings habe ich aus eigenen
Mitteln bezahlt, die ich alle vorher ehr-
lich verdient und versteuert habe.Eben-
falls habe ich immer Vermögenssteuer

auf das angesparte Kapital bezahlt und
zahle weiterhin Vermögenssteuer auf
mein Eigenheim. Man würde deshalb
dieses besser mit einem Wohnmobil
vergleichen: Ich spare, ich bezahle und
nehme notfalls einen Kredit darauf auf.
Dann benutze ich es und zahle selbst-
verständlich auch alle fälligen Repara-
turen, aber keine Benutzungsgebühr.
So sollte es mit einem Haus oder einer
Wohnung auch sein.Wieso aber wird das
politisch bei jedem neuen Anlauf ver-
hindert? Auch das ist sehr einfach zu
verstehen:Die Banken verdienen gleich
doppelt – an meinen Hypotheken und
am Geld, das ich anschliessend in An-
lagen investieren muss, damit ich wei-
terhin Schuldzinsen von der Steuer ab-
setzen kann.Zweitens sind die Gewerb-
ler natürlich dagegen, weil sie befürch-
ten, dass die Eigentümer nicht mehr so
schnell in Reparaturen oder die Erneue-
rung investieren würden, wenn sie diese
Kosten nicht mehr von der Einkom-
menssteuer absetzen könnten. So wird
jederAnlauf im Parlament mit Extrafor-
derungen überladen, bis er schliesslich
nicht mehrheitsfähig ist.

So einfach ist das. Schade ist es trotz-
dem, dass ein Grundbedürfnis des Men-
schen, nämlich im Alter sein eigenes
Dach über dem Kopf zu haben, nicht
anerkannt und wie sonst überall auf
der Welt gefördert wird. Im Mittelal-
ter nannte man dieses System Schuld-
knechtschaft.

Christoph Hohl, Baden

Der Eigenmietwert sei «weit besser als
sein Ruf», schreibt die NZZ.Der Eigen-
mietwert wurde 1934 vom Bundesrat
per Notrecht als eidgenössische Krisen-
abgabe zur Gesundung des Bundeshaus-
halts eingeführt und 1958 ins reguläre
Recht übernommen. Die Einführung
des Eigenmietwerts diente demnach
dem Staat und nicht seinen Bürgerin-
nen und Bürgern. Der in der Schweiz
geltende Eigenmietwert ist weltweit
einzigartig. Der Eigenmietwert ist ver-
antwortlich dafür, dass die Schweiz bei
der Verschuldung von Privatpersonen
weltweit führend ist. Man kann sich fra-
gen, ob dies sinnvoll ist. Senioren, die
ihr Leben lang gespart haben, um sich
ein Eigenheim leisten zu können, sind
wegen der Einkommenssteuer-Progres-
sion imAlter besonders hart vomEigen-
mietwert betroffen.

Peter Maier, Affoltern am Albis
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Bildungslandschaft
macht Schule
Gastkommentar
von KLÁRA SOKOL

Als sich Robinson Crusoe auf seine Insel rettete, hatte er weder
Essen noch Unterkunft,weder Kleidung nochWaffen.Aber es war
diese «Insel derVerzweiflung», auf der er sich vom elendesten zum
glücklichstenMenschen wandelte.Das Eiland wurde zu seiner Bil-
dungslandschaft, die er nach 27 Jahren als reicher Mann verliess.

Kinder sind wie Robinson. Sie alle landen auf einer Insel, er-
schliessen langsam die Orte ihres Alltags und lernen. Familie und
Krabbelgruppe, Schule und Sportverein, Jugendtreff und Biblio-
thek, das alles sind Lernorte.Meist stehen sie lose nebeneinander.
Aber wenn sie sich vernetzen, entfalten sie noch mehrWirkung.

Das ist der Kerngedanke einer Idee, die immer mehr Nach-
ahmer findet. Unter demTitel «Bildungslandschaft» gibt es heute
in 35 Schweizer Gemeinden Foren, in denen sich Schulen,Gemein-
den,Vereine oder die Jugendarbeit gemeinsam fragen,was die Kin-
der brauchen. Sie sind überzeugt: Kinder können ihre Potenziale
besser ausschöpfen, wenn alle Beteiligten sich informieren, unter-
stützen und gemeinsam an einem Strick ziehen. Im Mittelpunkt
stehen dabei immer die Kinder oder Jugendlichen.

Eine dieser Gemeinden ist Wauwil im Kanton Luzern. Letztes
Jahr führte die Schule zusammen mit dem Werkdienst und dem
Seniorenrat eine «Dorfputzete» durch. Dann gestalteten die Kin-
der mit den Eltern, der Schulsozialarbeit und Handwerkern im
Dorf den Pausenplatz; die Pläne dafür hatten sie selber im Schü-

lerrat entwickelt. In den letzten Monaten gelang es der Schule,
dank ihren Kontakten mit dem Gewerbeverein viele Schnupper-
lehren zu ermöglichen. Wenn ein Kind disziplinarisch auffällt,
nimmt seine Lehrerin auch einmal mit dessen Trainer im Sport-
verein Kontakt auf. «Um ein Kind zu erziehen, braucht es ein gan-
zes Dorf», lautet ein afrikanisches Sprichwort. In Bildungsland-
schaften erleben sich die Kinder als Teil einer Gemeinde. Das er-
höht die Chancengerechtigkeit; die Schere zwischen bildungsnahen
und -fernen Elternhäusern öffnet sich vielerorts.Mit der Bildungs-
landschaft können Gemeinden einen Beitrag leisten, dass alle Kin-
der Zugang zu ausserschulischen Angeboten bekommen. Dazu
trägt auch ein Netzwerk von Schlüsselpersonen mit Beziehungen
zu den verschiedenen Kulturgruppen bei.

Bildungslandschaften lassen die Kinder zudem an der Aus-
handlung von Themen partizipieren, die sie betreffen. Sie werden
aus Betroffenen Beteiligte und lernen, sich einzubringen undVer-
antwortung zu übernehmen. Sie üben, sich selbst zu motivieren,
Respekt zu haben und Teamgeist zu entwickeln.

Und sie lernen, kreativ und flexibel mit neuen Aufgaben und
Situationen umzugehen.Diese «weichen Faktoren» brauchen Kin-
der und Jugendliche, um ihr Potenzial auszuschöpfen und künftige
Herausforderungen zu bewältigen.Eine nationale Fachtagung der
EDK-Fachagentur éducation21 wird diese Zusammenhänge ver-
tiefen. Sie findet am 21. Juni statt und möchte den Startschuss ge-
ben für eine weitereVerbreitung der Idee der Bildungslandschaft.
Die Tagung ist über Internet kostenlos zugänglich.

Willi Stadelmann, der ehemalige Direktor der Pädagogischen
Hochschule Zentralschweiz, hat vor kurzem geschrieben, dass
wir zukunftsgerichtet nicht von Wissensgesellschaft, sondern von
«Lerngesellschaft» sprechen sollten. Bildungslandschaften geben
diesemGedanken Gestalt.Hier kann «jeder in einer gewissen Zeit
jedes Handwerk erlernen», wie Defoes Robinson schrieb.

Klára Sokol ist Direktorin der Stiftung éducation21.

In Bildungslandschaften sind Kinder
nicht nur Betroffene, sondern
auch Beteiligte. Sie lernen, sich
einzubringen und Verantwortung
zu übernehmen, Respekt zu haben
und Teamgeist zu entwickeln.
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USA erleben Auszehrung
des politischen Diskurses
Der politischen Kultur der USA täte es gut, wenn Republikaner
und Demokraten der mit dem Regierungsmandat
ausgestatteten Partei Gelegenheit gäben, Gesetze mit einfachen
Mehrheiten in beiden Kammern zu verabschieden.
Gastkommentar von Erich Vogt

Ufos – könnte sein,
was nicht sein kann?
Unidentifizierte Flugobjekte, in denen Ausserirdische der Erde
einen Besuch abstatten, galten lange als Phantasmen von
Aposteln oder Narren. Nun soll die Sache endlich amtlich
seriös werden. Gastkommentar von Manfred Schneider

Einmal mehr steht das politischeAmerika vor einer
Wegkreuzung. Soll die Stürmung des Kongresses
am 6. Januar 2021 von einer parteiübergreifenden
Kommission untersucht werden oder nicht? Wäh-
rend alle Demokraten im Abgeordnetenhaus und
30 Republikaner für eine Einsetzung votierten,
stimmten fast alle Republikaner im Senat dagegen.

Lediglich 6 Republikaner stimmten dafür, min-
destens 4 weitere Stimmen wären zur Überwin-
dung des Filibuster-Sperrvetos von 60 Stimmen er-
forderlich gewesen. «Der Mehrheit muss ein Rie-
gel vor der Unterdrückung der Minderheit vorge-
schoben werden (. . .), und es ist gut, dass wichtige
Gesetzesvorhaben nicht mit einer einfachenMehr-
heit auf dem Wege des budgetären Versöhnungs-
verfahrens den Senat passieren», sagte der repu-
blikanische Minderheitsführer Mitch McConnell.
Fragt sich, für welche wichtigen Gesetzesvorhaben
mit nichtbudgetärem Charakter derzeit im Senat
60 Stimmen zu bekommen sind. Sicherlich nicht für
die bereits vom Abgeordnetenhaus mit einfacher
Mehrheit verabschiedete Wahlrechtsreform noch
für die von Präsident Biden angekündigten Ener-
gie-, Klima- und Infrastrukturgesetzentwürfe. All
dieseVorhaben sind zum Scheitern verurteilt,wenn
der Senat an Filibustervoten festhält.

Zur Abschaffung des Filibusters bedarf es da-
gegen lediglich der einfachen Stimmenmehrheit.
Aber selbst diese ist zurzeit nicht in Sicht. Zwar
verfügen die Demokraten zahlenmässig über die
faktische Mehrheit im Senat, rechnet man die patt-
auflösende Stimme von Vizepräsidentin Kamala
Harris dazu, aber dies setzt immer voraus, dass sich
alle 50 Demokraten im Senat einig sind.

Diese notwendige Einstimmigkeit konnte der
demokratische Mehrheitsführer Charles Schumer
bisher jedoch nicht herstellen. Senator Joe Man-
chin aus West Virginia hat sich jüngst in einem
Meinungsartikel in der «Washington Post» dar-
auf festgelegt, unter keinen Umständen für die
Abschaffung oder Schwächung des Filibusters zu

In früheren Zeiten begaben sich die Götter bis-
weilen aus ihren himmlischenWohnstätten auf die
Erde und hinterliessen dort Zeichen und Wunder.
So zogen ältere heidnische Götter in den Südwes-
ten Englands und stapelten in Stonehenge gigan-
tische Steinblöcke aufeinander; oder der Götter-
vater Zeus zeugte mit sterblichen FrauenWeltver-
besserer vom Riesenformat eines Herkules; oder
der biblische Gott überreichteMoses amBerg Sinai
ein kleines Regelbuch mit zehn nützlichen Tipps
für soziales Verhalten. Nach den österlichen Wun-
dern wurden in der christlichen Welt solche Auf-
tritte seltener. Lediglich einige Märtyrer und Hei-
lige berichteten davon. Aber ihre Visionen, Wun-
derheilungen und Stigmatisierungen wurden nicht
mehr einfach als Götterzeichen angenommen, son-
dern Bischöfe und die römische Kongregation prüf-
ten diese Berichte kleinlich. Von den vielen tau-
send Wunderheilungen an der Wallfahrtsstätte in
Lourdes wurden nicht einmal hundert als Mirakel
anerkannt.

Die Dinge sind schwierig geworden, vor allem
seit die höchsten Lüfte nicht mehr Göttern undVö-
geln gehören. Im Jahr 1961 bereiste Juri Gagarin
als erster Kosmonaut den Himmel, und er kehrte
mit der Botschaft zurück, dass er dort oben weit
und breit keinen Gott gesehen habe. Aber hatte
Gagarins trübes Kommunistenauge wirklich in
alle Winkel des Kosmos gespäht? Längst hat sich
das menschliche Sehvermögen mit mächtigen opti-
schen Geräten bewaffnet, die tiefer, weiter und ge-
nauer als der Kosmonaut vor sechzig Jahren sehen
können.Daher werden wir in diesenTagen mit auf-
regenden technischen Bildern bedient, die zeigen,
wie sogenannte «unidentified aerial phenomena»
(UAP) durch den Weltraum sausen. Und man-
cher ist geneigt, diese Bilder und Videos als Zeug-
nisse für mysteriöses oder spirituelles Geschehen
am Himmel zu nehmen. Das Material stammt von
amerikanischen Navy-Piloten, die in ihren F/A-18
Super Hornets den heimischen Luftraum überwa-
chen und die UAP-Objekte teils mit Handys, teils
über hochintelligente Infrarot- und Radarsysteme
eingefangen haben.Lt.RyanGraves, der zehn Jahre
in den F/A-18 Super Hornets unterwegs war, be-
richtet, dass er und seine Kameraden die rätselhaf-
ten Objekte täglich gesehen hätten, und er schwört,
dass sie bei ihren Beobachtungen völlig nüchtern
gewesen seien.

Die Ufo-Aufregung hat eine gewisse Ähnlich-
keit mit Grippewellen, da sie uns alle paar Jahre
überfällt und dann weltweit regierungsamtliche
Untersuchungen auslöst. Doch dabei spielen sich
auch Dramen ab. Denn die von den Regierungen
eingesetzten UAP-Kommissionen arbeiten ähnlich
kleinlich und ungläubig wie Bischöfe, und den Ufo-
Aposteln geht es nicht viel besser als den Frommen,
die Gott, Jesus oder anderen heiligen Geistern be-
gegnet sein wollen.Während die Zeugen der Göt-
terbesuche früher nicht selten als Häretiker,Hexen
oder Idioten endeten, müssen die UAP-Zeugen
unserer Tage mit behördlicher Missachtung rech-
nen. Einer von ihnen ist der Spezialist der Gegen-
spionage, Lue Elizondo, der jahrelang in dem von
Senat und Pentagon finanzierten Advanced Aerial
Threat Identification Program tätig war. Als die

Untersuchung 2017 ergebnislos beendet wurde,
übergab Elizondo der «New York Times» einige
der Bilder und Videos von Ufos, die jetzt einen er-
neuten Bericht der amerikanischen Regierung nö-
tig machten. Nun gehen nicht nur die Videos mit
den anscheinend präzise identifizierten Objekten
um die Welt, sondern durch die amerikanischen
Medien läuft auch das Bild des Apostels Elizondo.
Er nutzt jeden dieserAuftritte für die Klage, dass er
als besorgter Ufo-Beobachter und Whistleblower
von der Regierung mit Verachtung und Repressa-
lien gestraft werde.

Mit seinem Ziegenbart und seinen tätowierten
Oberarmen erkennt ihn jeder mitfühlende Blick
sogleich als Gezeichneten. Aber es ist noch nicht
klar, ob der Stigmatisierte alsApostel oder als Narr
aus der Geschichte hervorgeht. Denn der Sinn der
Amerikaner für Paranoia und Wahn liebt solche
Männer, die ein höheres Gespür für Gefahr und
Geheimnis beseelt. Und selbst wenn es nicht von
Göttern oderAusserirdischen gelenkte Flugkörper
sind, die sich den F/A-18 Super Hornets so frech ge-
nähert haben, muss damit gerechnet werden, dass
die Feinde Amerikas in Nordkorea, Russland oder
China anAmerikas Himmel neueWaffen erproben.

Die Paranoia möchte sowieso keine Beweise.
Ihr genügen winzige Zeichen wie die auf Elizon-
dos Videos herumgeisternden Pünktchen. Ge-
nau besehen, haben sie die Form von Pyramiden.
Zwar erklärt die amerikanische Regierung in ihrem
eben veröffentlichten Bericht, dass es keine Evi-
denz für die mysteriösen UAP gebe oder dafür, dass
sie von feindlichen Mächten (Aliens oder Chine-
sen) stammten; aber sie könne es auch nicht aus-
schliessen. Das ist die kleine Pforte für den Wahn.
Oder öffnet sich da vielleicht auch ein Türlein für
die frommeVermutung, dass sich doch noch einmal
die Götter auf den Weg gemacht haben? Dass sie,
statt gigantische Steinblöcke aufeinanderzuwuch-
ten, in Minipyramiden umhersausen, um uns und
unseren säkularen Unglauben zu necken?

Manfred Schneider ist emeritierter Professor für deut-
sche Literaturwissenschaft an der Ruhr-Universität
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stimmen. Es sei an der Zeit, so Manchin, die poli-
tischen Spielereien zu beenden und eine neueÄra
der Überparteilichkeit einzuläuten. – Ein Blick
zurück in die 180-jährige Historie des Filibusters
zeigt, dass es dem Senat zu keiner Zeit um den
hehren Minderheitenschutz ging, noch um das un-
begrenzte Rederecht. Es ging vielmehr immer ums
Eingemachte, um die Aufrechterhaltung der Ras-
sentrennung. Der Filibuster war immer das desi-
gnierte Instrument der Südstaatensenatoren, die
Reform der Bürgerrechte zu torpedieren und die
schwarze Minderheit auf Dauer zu Bürgern zwei-
ter Klasse zu degradieren.Darüber hinaus sollte er

wo immer möglich auch alle anderen Gesetzesvor-
haben blockieren.

Wenn der Kongress in seiner Gesamtheit keine
Gesetze mehr verabschieden kann, bleibt Präsident
Biden nur noch das Mittel, auf demWeg der Präsi-
dentenverfügung (executive orders) die totale Läh-
mung der politischen Arbeit zu verhindern. Aber
Verfügungen ersetzen nicht das legislative Mandat,
das Bidens grosses Reformpaket benötigt. Auch
werden sie in der Regel vom politischen Gegner
nach Übernahme der Regierungsgeschäfte durch
neue Verfügungen wieder ausser Kraft gesetzt.

Dass der Kongress derzeit nicht in der Lage ist,

überparteilich zu arbeiten, haben die letzten Jahre
gezeigt. Tatsache ist, dass das Land (und nicht nur
Washington) tief gespalten ist. Demokratien sind
jedoch nur dann lebens- und entwicklungsfähig,
wenn sie glaubhaft mit der Akzeptanz der inWah-
len unterlegenen Parteien, Politiker und Wähler
rechnen können und wenn diese sich ungeachtet
hart geführter Wahlkampagnen darauf verlassen
können, eines Tages wieder die politischen Geschi-
cke massgeblich mitzugestalten.

Seit derWahl von Trump 2016 und seinem Fest-
halten an der Mär, ihm sei die Präsidentschaft ge-
stohlen worden, gilt dieses Selbstverständnis nicht
mehr.Was Amerika heute durchlebt, ist eine Aus-
zehrung des politischenDiskurses, in derenGefolge
politische Gegner zu Feinden mutieren und politi-
sche Normen und Sitten verrohen. Die Dämoni-
sierung des politischen Gegners hat zum Ziel, die
Regierungsfähigkeit des Staatsapparates zumErlie-
gen zu bringen.Die «bipartisanship» öffnet in einer
Zeit der politischen Hyperpolarisierung und der
Lähmung des politischenGeschäftes populistischen
und autoritären Führergestalten Tür und Tor. Der
politischen Kultur der USA täte es gut,wenn Repu-
blikaner undDemokraten der mit demRegierungs-
mandat ausgestatteten Partei Gelegenheit gäben,
Gesetze mit einfachenMehrheiten in beiden Kam-
mern zu verabschieden.AmEnde derWahlperiode
könnten die Wähler dann erneut entscheiden, wer
sie die nächsten vier Jahre regieren soll.

Die Abschaffung des Filibuster-Sperrvetos
würde natürlich nicht ohne weiteres in eine Kom-
promiss-Euphorie münden.Doch ohne die destruk-
tive legislative Blockadewirkung könnten ambitio-
nierte Gesetzespakete wenigstens durch einfache
Mehrheiten verabschiedet werden. Dies würde ein
normales Miteinander von Exekutive und Legisla-
tive sicherstellen.

Erich Vogt ist Politikwissenschafter und lehrt an der Um-
weltfakultät der University of Toronto.

Jux-Parkschild im Örtchen Rachel (Nevada), in der Nähe derArea 51, die in den Köpfen vieler Amerikaner
mit der Landung vonAusserirdischen verknüpft ist. JIM URQUHART / REUTERS
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